
NR. 242/2012 | 05. März 2012

IMPRESSUM
HERAUSGEBER THOMAS OPPERMANN, MDB REDAKTION JOHANNES SCHWARZ
TELEFON (030) 227-522 82 / (030) 227-511 18
E-MAIL PRESSE@SPDFRAKTION.DE

TEXT KANN IM INTERNET UNTER WWW.SPDFRAKTION.DE ABGERUFEN WERDEN.

Regelung zum Sorgerecht: Schwarze-Peter-Spiel
zwischen Vater und Mutter bleibt bestehen

Zum Ergebnis des Koalitionsausschusses die elterliche Sorge bei
nichtverheirateten Eltern neu zu regeln, erklärt die stellvertretende Vorsitzende
der SPD-Bundestagsfraktion Christine Lambrecht:

Das Ergebnis des Koalitionsausschusses in Sachen Sorgerecht ist misslungen:
Die elterliche Sorge bei nicht verheirateten Eltern soll zunächst allein der Mutter
zustehen. Lediglich auf Antrag des Vaters soll das Familiengericht die Sorge auf
beide Eltern gemeinsam übertragen können. Der Kindsmutter bleiben danach
bloß sechs Wochen, um die Gründe zu benennen, die gegen eine gemeinsame
Sorge sprechen, kritisiert Christine Lambrecht.

 

Es ist eine vertane Chance der schwarz-gelben Regierung, dass sie sich nicht
dem Vorschlag der SPD-Bundestagsfraktion zur elterlichen Sorge nicht
miteinander verheirateter Eltern zuwendet. Die SPD-Lösung ist ausgewogen,
unbürokrat isch und hi l f t  mit  Vermitt lungsversuchen, die einem
Familiengerichtsverfahren vorgeschaltet werden, zu informieren und Konflikte
beizulegen.

 

Die Beschäftigung des Koalitionsausschusses der schwarz-gelben Regierung
mit dem Thema ist ein Armutszeugnis: Wenn fachliche Fragen nicht mehr von
Fachministerien und Fachpolitikerinnen und -politikern gelöst werden, sondern
gleichsam als politische Fragen im Koalitionsausschuss landen, beweist das den
maroden Zustand von Schwarz-Gelb.

http://www.spdfraktion.de/node/32771
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Misslungen ist dementsprechend das Ergebnis: Die elterliche Sorge soll
zunächst allein der Mutter zustehen. Lediglich auf Antrag des Vaters soll das
Familiengericht die Sorge auf beide Eltern gemeinsam übertragen können. Der
Kindsmutter bleiben danach bloß sechs Wochen, um die Gründe zu benennen,
die gegen eine gemeinsame Sorge sprechen. Diese Situation ist für eine Mutter
unmittelbar nach der Geburt des Kindes unzumutbar.

 

In der Konsequenz, immer dann wenn die Mutter nicht Stellung nimmt oder keine
Kindeswohlbegründung liefert, ist die Regelung von Schwarz-Gelb höchst
problematisch. Denn dann entscheidet das Familiengericht und zwar ohne
Anhörung des Jugendamtes und ohne persönliche Anhörung der Eltern.

 

Es ist unverantwortlich, dass Schwarz-Gelb eine derart weitreichende
Entscheidung im Sorgerecht ohne Anhörung der Eltern, ohne frühzeitige
Beratung durch kompetente Stellen wie etwa Jugendämter und ohne die
gemeinsame Aufklärung der Eltern über die Möglichkeiten der gemeinsamen
Sorge zulassen will.
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